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S C H L U S S A N T R Ä G E DES G E N E R A L A N W A L T S 

SIEGBERT ALBER 

vom 12. Februar 1998 * 

A — Einführung 

1. Das vorliegende Vorabcntschcidungs-
verfahren wurde von der Cour du travail 
Lüttich vor dem Gerichtshof anhängig 
gemacht. Es geht um die Auslegung der Arti­
kel 12 Absatz 2, 46 und 46b der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 > im Hinblick auf die 
Berechnung einer Altersrente mit Zulage 
nach belgischem Recht für einen Bergarbei­
ter und um die eventuelle Kürzung dieser 
Zulage um die in anderen Mitgliedstaaten 
erworbenen Rentenleistungen. 

2. Der Ausgangsrechtsstreit stellt sich im 
wesentlichen wie folgt dar: 

Der in Italien geborene Kläger und 
Berufungsbeklagtc des Ausgangsverfahrens 
(im folgenden: Kläger) war im Rahmen sei­
nes beruflichen Werdegangs zunächst in sei­
nem Heimatland, anschließend in der Bun­
desrepublik Deutschland als Arbeitnehmer 
beschäftigt und arbeitete schließlich in Bel­
gien 26 Jahre lang als Bergarbeiter unter 
Tage. 

3. Die Rentenberechnung für einen Bergar­
beiter erfolgt auf der Grundlage einer ange­
nommenen vollen Laufbahn von 30 Jahren 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 
20. Juli 1990 über die Einführung einer flexi­
blen Altersgrenze für Arbeitnehmer und die 
Anpassung der Renten der Arbeitnehmer an 
die Entwicklung des allgemeinen Wohl­
stands. 2 

Artikel 3 Absatz 6 Unterabsatz 1 dieses 
Gesetzes bestimmt: „Der Betrag der Alters­
rente des Arbeitnehmers, der während weni­
ger als 30, jedoch mindestens 25 Kalender­
jahren regelmäßig und hauptsächlich als 
Bergarbeiter im Gruben- oder Steinbruch-
betrieb im Untertagebau beschäftigt war, 
erhöht sich um eine Zulage." 

Artikel 3 Absatz 6 Unterabsatz 2 lautet: 
„Diese Zulage entspricht der Differenz zwi­
schen dem Betrag der Altersrente, die er 
beziehen würde, wenn er tatsächlich wäh­
rend 30 Kalenderjahren regelmäßig und 
hauptsächlich im Untertagebau bei den 
genannten Betrieben beschäftigt gewesen 
wäre, und dem Gesamtbetrag der Alters­
renten oder der an ihre Stelle tretenden Lei­
stungen, die er nach einer oder mehrerer der 
in Absatz 1 Untcrabsatz 1 Buchstabe a 
genannten Regelungen beanspruchen kann." 

* Originalsprachc: Deutsch. 

1 — Konsolidierte Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer, Selbständige und deren 
Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern, ABl. C 325 vom 10. Dezember 1992, S. 1 ff; vgl. 
auch Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 in der Fassung der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983, 
ABl. L 230, S. 6 ff. 2 — Moniteur belge vom 15. August 1990. 
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Als solche nennt Artikel 3 Absatz 1 Unter­
absatz 1 Buchstabe a u. a. „eine Alters- oder 
Hinterbliebenenrente oder an deren Stelle 
tretende Leistungen, die ... nach einer auslän­
dischen Regelung ... gewährt werden". 

4. Das Office national des pensions, Beklag­
ter und Berufungskläger des Ausgangs­
verfahrens (im folgenden: ONP), gewährte 
dem Kläger eine Altersrente als Bergarbeiter 
mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Höhe 
von jährlich 449 417 BFR. In dem Bescheid 
wurde außerdem festgestellt, daß der Betrof­
fene Anspruch auf eine jährliche Zulage von 
40 591 BFR habe, und hinzugefügt: „Diese 
Zulage mindert sich um den Betrag der ande­
ren Altersrenten oder der an ihre Stelle tre­
tenden Leistungen, die Sie nach einer belgi­
schen oder ausländischen Regelung noch 
beanspruchen können ..." 

5. Die Zulage wurde auf Null reduziert, da 
dem Kläger anderweitig Altersrente als 
Arbeitnehmer zusteht, und zwar seit dem 1. 
November 1989 zu Lasten Italiens in Höhe 
von 101 619 LIT monatlich und seit dem 1. 
Januar 1991 zu Lasten Deutschlands in Höhe 
von 3208,80 DM jährlich. Gegen die Kür­
zung der Zulage beschritt der Kläger den 
Rechtsweg. 

6. Der Kläger hat vor den mitglied-
staatlichen Gerichten geltend gemacht, daß 
Artikel 3 Absatz 6 Unterabsatz 2 eine Kür­
zungsklausel enthalte, die nach Artikel 12 

Absatz 2 und Artikel 46 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 sowie des am 1. Juni 
1992 in Kraft getretenen Artikels 46b der 
Verordnung bei der Berechnung seiner ihm 
nach belgischem Recht zustehenden Rente 
unangewendet bleiben müsse. 

Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung lautete 
bis zu dessen Änderung: 

„Ist in den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats für den Fall des Zusammen­
treffens einer Leistung mit anderen Leistun­
gen der sozialen Sicherheit oder mit anderen 
Einkünften vorgesehen, daß die Leistungen 
gekürzt... werden, so sind diese Vorschriften 
einem Berechtigten gegenüber auch dann 
anwendbar, wenn es sich um Leistungen, die 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats erworben wurden, oder um 
Einkünfte handelt, die im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats bezogen werden. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn der Berechtigte Leistun­
gen gleicher Art bei Invalidität, Alter, Tod 
(Renten) oder Berufskrankheit erhält, die 
von den Trägern zweier oder mehrerer 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 46, 50 
und 51 oder gemäß Artikel 60 Absatz 1 
Buchstabe b) festgestellt werden." 

7. Der Kläger hat in erster Instanz mit sei­
nem Begehren obsiegt. Dagegen hat das 
ONP Berufung eingelegt. Es hat sich auf den 
Standpunkt gestellt, die streitige belgische 
Regelung sei eine reine Berechnungsregel zur 
Bestimmung der geschuldeten Leistung, die 
zur Anwendung komme, bevor die Leistung 
„gekürzt, zum Ruhen gebracht oder entzo­
gen" werden könne. 
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8. Das vorlegende Gericht legt dem Gerichtshof 
folgende Frage zur Vorabentscheidung vor: 

Ist der Begriff der Kürzungsbestimmung in 
den Artikeln 12 Absatz 2, 46 Absatz 3 und 
46b der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 so 
auszulegen, daß er eine Rechtsvorschrift 
eines Mitgliedstaats umfaßt, die vorsieht, daß 
der Betrag der Altersrente eines Arbeitneh­
mers, der während weniger als dreißig jedoch 
mindestens fünfundzwanzig Kalenderjahren 
regelmäßig und hauptsächlich beschäftigt 
gewesen ist, um eine Zulage erhöht wird, 
und die bestimmt, daß diese Zulage der 
Differenz zwischen dem Betrag der Alters­
rente, die der Arbeitnehmer beziehen würde, 
wenn er tatsächlich dreißig Jahre beschäftigt 
gewesen wäre, und dem Gesamtbetrag der 
Altersrenten entspricht, die er nach einer 
nationalen Regelung oder nach einer Rege­
lung eines anderen Mitgliedstaats beanspru­
chen könnte? 

9. Am schriftlichen Verfahren haben sich das 
ONP und die Kommission beteiligt. In der 
mündlichen Verhandlung ist außerdem die 
schwedische Regierung aufgetreten. Auf Ein­
zelheiten des Vorbringens der Beteiligten 
wird im Rahmen der Stellungnahme zurück­
zukommen sein. 

Β — Stellungnahme 

10. Zunächst ist daran zu erinnern, daß die 
einschlägigen Vorschriften der Verordnung 
Nr. 1408/71 mit Wirkung zum 1. Juni 1992 

geändert worden sind, worauf der Kläger — 
wie dem Vorabentscheidungsersuchen zu 
entnehmen ist — bereits im Verfahren vor 
dem mitgliedstaatlichen Gericht hingewiesen 
hat und was auch die Kommission zutreffend 
ihrer Argumentation zugrunde gelegt hat. 

11. Für die Zeit seit dem 1. Juni 1992 sind 
daher modifizierte gemeinschaftsrechtliche 
Vorschriften gegenüber den für den Zeitraum 
vom 1. Januar 1991, dem ersten Tag der 
Rentengewährung, bis zum 31. Mai 1992 gel­
tenden, anwendbar. Dennoch kann schon 
jetzt davon ausgegangen werden, daß der 
Begriff „Kürzungsbestimmungen" im Sinne 
der Vorschriften keine inhaltliche Änderung 
erfahren hat. 

12. Das ONP hat im schriftlichen Verfahren 
— wie bereits im Ausgangsrechtsstreit — 
den Standpunkt vertreten, die streitige belgi­
sche Regelung sei eine Vorschrift zur Berech­
nung der Leistung. Die Feststellung der Lei­
stung gehe notwendig einer etwaigen 
Kürzung voraus. Im übrigen könne die Vor­
schrift nicht als eine Behinderung der Frei­
zügigkeit betrachtet werden, da auch ander­
weitige belgische Rentenleistungen bei der 
Berechnung der Zulage berücksichtigt wür­
den. 

In der mündlichen Verhandlung schließlich 
hat der Vertreter des ONP vorgetragen, bei 
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der streitigen Zulage handele es sich um den 
Unterschiedsbetrag zur Erreichung einer 
Mindestleistung nach belgischem Recht, bei 
deren Berechnung entsprechend Artikel 50 
der Verordnung Nr. 1408/71 anderweitig 
geschuldete Rentenleistungen in die Summe 
der unter Anwendung des Kapitels der Ver­
ordnung über Renten3 geschuldeten Lei­
stungen einfließen. 

13. Die schwedische Regierung hat in der 
mündlichen Verhandlung im wesentlichen 
den Standpunkt vertreten, die einschlägige 
belgische Rechtsvorschrift sei nicht als Kür­
zungsbestimmung im Sinne der Verordnung 
Nr. 1408/71 zu qualifizieren, sondern als 
eine reine Berechnungsregel zu betrachten. 
Selbst wenn der Gerichtshof aber die Vor­
schriften zur Bestimmung der Höhe der 
Zulage als Kürzungsbestimmung betrachten 
sollte, dürften die Artikel 12 Absatz 2, 46 
Absatz 3 und 46b der Verordnung nicht zur 
Anwendung kommen, weil das daraus resul­
tierende Ergebnis negativ sei. 

14. Die Kommission vertritt hingegen die 
Ansicht, die einschlägige belgische Vorschrift 
sei als Kürzungsregel im Sinne der Verord­
nung anzusehen. Diese Betrachtungsweise 
führe unter der Geltung der Verordnung Nr. 
1408/71, sowohl in ihrer Fassung vor dem 1. 
Juni 1992 als auch danach, zu dem Ergebnis, 
daß die nach den Systemen anderer Mitglied­
staaten geschuldeten Rentenleistungen bei 
der Berechnung der Zulage außer acht blei­
ben müßten. 

Zur Begründung ihres Standpunkts stützt 
sich die Kommission auf die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes 4 und erläutert den unter­
schiedlichen Ansatz bei externen und inter­
nen Antikumulierungsvorschriften. Im vor­
liegenden Fall handele es sich um eine 
externe Antikumulierungsregel, die bei der 
Berechnung einer nach den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats geschuldeten 
Leistung unangewendet bleiben müsse. 

Zur Rechtslage unter der Geltung der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 bis zum 31. Mai 1992 

15. Die einschlägigen Vorschriften der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 in ihrer Fassung bis 
zum 31. Mai 1992 sind Artikel 12 Absatz 2 
in der im vorigen bereits zitierten Fassung 
und Artikel 46 Absatz 3, der wie folgt lautet: 
„Die betreffende Person hat Anspruch auf 
die Summe der nach den Absätzen 1 und 2 
berechneten Leistungsbeträge, wobei der 
höchste der nach Absatz 2 Buchstabe a) 
berechneten theoretischen Beträge die obere 
Grenze bildet. 

Wird der in Unterabsatz 1 genannte Betrag 
überschritten, so berichtigt jeder Träger, der 
Absatz 1 anwendet, seine Leistung um einen 
Betrag, der dem Verhältnis zwischen der 
betreffenden Leistung und der Summe der 

3 — Vgl. Kapitel 3: „Alter und Tod (Renten)". 

4 — Urteil vom 4. Juni 1985 in der Rechtssache 58/84 (Francesco 
Romano, Slg. 1985, 1679), Urteil vom 11. Juni 1992 in der 
Rechtssache C-90/91 (Di Crescenzo, Slg. 1992, 1-3851) und 
Urteil vom 21. Oktober 1975 in der Rechtssache 24/75 
(Petroni, Slg. 1975, 1149). 
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nach Absatz 1 bestimmten Leistungen ent­
spricht." 

16. Unter der Geltung dieser Vorschriften 
erließ der Gerichtshof das Urteil in der 
Rechtssache Romano5 . In diesem Vorab-
entscheidungsverfahren ging es um die Frage, 
ob die damals geltende belgische Rechtslage 
zur Berücksichtigung bzw. der Außerachtlas­
sung fiktiver Beschäftigungsjahre bei der 
Berechnung einer Altersrente für Bergarbei­
ter als Kürzungsklausel im Sinne des Artikels 
12 Absatz 2 zu qualifizieren sei. Unter 
bestimmten Umständen6 wurde Arbeitern 
des betreffenden Industriezweiges eine fik­
tive Beschäftigungszeit bis zur Erreichung 
einer vollen Laufbahn — errechnet auf der 
Grundlage von 30 Beschäftigungsjahren — 
gutgeschrieben. Diese fiktiven Jahre wurden 
bei der Rentenberechnung von Wander­
arbeitnehmern regelmäßig um die in einem 
anderen Mitgliedstaat zurückgelegten Jahre 
tatsächlicher Beschäftigung gekürzt. 

17. Das mit der Entscheidung des damaligen 
Rechtsstreits befaßte Gericht legte in der 
Rechtssache Romano dem Gerichtshof ein 
Vorabentscheidungsersuchen zur Klärung 
der Frage vor, ob es sich bei den einschlägi­
gen belgischen Rechtsnormen um Antiku-
mulicrungsvorschriften im Sinne der 
Verordnung Nr. 1408/71 mit den daran ank­
nüpfenden Konsequenzen für die Renten­
berechnung handele. 

18. Die Antwort des Gerichtshofes im Urteil 
vom 4. Juni 1985 lautete folgendermaßen: 

„Eine nationale Bestimmung, wonach die 
einem Arbeitnehmer an sich zustehenden 
zusätzlichen fiktiven Beschäftigungsjahre um 
die Zeit der Jahre gekürzt werden, für die er 
in einem anderen Mitgliedstaat einen 
Rentenanspruch hat, ist eine Kürzungsklau­
sel im Sinne des Artikels 12 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 1408/71 ... die bei der 
Berechnung der Rente nach Artikel 46 
Absatz 1 dieser Verordnung gemäß deren 
Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 unanwendbar 
ist." 7 

19. Die sich im vorliegenden Fall in diesem 
Kontext stellende Frage geht dahin, ob diese 
Bewertung in vergleichbarer Weise für die 
geänderten belgischen Vorschriften, die für 
den Zeitraum vom 1. Januar 1991 bis zum 
31. Mai 1992 maßgeblich sind, gelten kann. 

20. Das ONP ist der Ansicht, die unter der 
Herrschaft des Gesetzes vom 20. Juli 1990 
eingeführte Berechnungsweise sei grundsätz­
lich verschieden von der dem Vorab-
entscheidungsverfahren Romano zugrunde 
liegenden, so daß die Antwort des Gerichts­
hofes kein Präjudiz für die Beurteilung der 
nunmehr geltenden Rechtslage sei. 5 — Urteil vom 4. Juni 1985 in der Rechtssache 58/84 (zitiert in 

Fußnote 4). 
6 — Zu den Einzelheiten vgl. das Urteil in der Rechtssache 58/84 

(zitiert in Fußnote 5). 7 — Rechtssache Romano (zitiert in Fußnote 4). 
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21. Demgegenüber vertritt die Kommission 
die Ansicht, die in der damaligen Rechts­
sache Romano maßgebliche mitgliedstaatliche 
Rechtslage sei substantiell identisch mit 
der im Ausgangsverfahren des vorliegenden 
Rechtsstreits anwendbaren. 

22. Man wird davon ausgehen müssen, daß 
die belgischen rentenrechtlichen Bestimmun­
gen für Bergarbeiter — sowohl in ihrer der 
Rechtssache Romano zugrunde liegenden 
Fassung, als auch in der nunmehr maßgebli­
chen — eine besondere Vergünstigung für 
Arbeitnehmer dieses Beschäftigungszweiges 
vorsehen. Diese besteht zum einen darin, daß 
eine vollständige Erwerbslaufbahn von 30 
Jahren unterstellt wird, also einer wesentlich 
geringeren als der in der allgemeinen Regel 
vorgesehenen. Zum anderen zeichnet sich die 
für diese Personengruppe geltende Regelung 
dadurch aus, daß nach einer tatsächlichen 
Beschäftigungsdauer von mindestens 25 Jah­
ren die auszahlbare Rentenleistung kraft 
Gesetzes auf eine volle Leistung angehoben 
wird. Dies gilt für beide der Betrachtung 
zugrunde liegenden Rechtslagen. Allein die 
Technik der Anhebung ist unterschiedlich. 
Während nach der früheren Rechtslage die 
Vervollständigung der zu berücksichtigenden 
Zeiten durch die Anrechnung fiktiver Zeiten 
erfolgte, wird nach der späteren eine Zulage 
gewährt, wobei als Referenzrente die auf 
einer Beschäftigungszeit von 30 Jahren beru­
hende angenommen wird. 

23. Vom Unterschiedsbetrag zwischen der 
durch real abgeleistete Beschäftigungszeiten 
erdienten Rente und der vollen Leistung 
werden die anderweitig zu beanspruchenden 
Rentenleistungen abgezogen. Dies gilt auch 
unter der Herrschaft beider Regelungen, und 

zwar entsprechend der Technik zur Anhe­
bung der Leistung auf eine vollständige, 
durch eine Reduktion der zunächst in 
Betracht gezogenen fiktiven Zeiten bzw. eine 
Kürzung des errechneten Betrages der 
Zulage. Insofern als durch die Anhebung der 
durch Beiträge erdienten Rentenleistung auf 
eine volle Leistung einer bestimmten 
Arbeitnehmergruppe — aus welchen Grün­
den auch immer — eine Besserstellung 
gegenüber der allgemeinen Regel eingeräumt 
wird, sind die frühere und die spätere 
Rechtslage vergleichbar. Die dabei zu 
berücksichtigenden anderweitig zu bean­
spruchenden Rentenleistungen sind auch ver­
gleichbar. Unter der Herrschaft beider Rege­
lungen sind die näher bezeichneten 
Leistungen inländischer gesetzlicher Systeme 
sowie Leistungen ausländischer Systeme ein-
zubeziehen. 8 

24. Der Gerichtshof hat die in der früheren 
(nationalen) Antikumulierungsvorschrift ent­
haltene „externe" Antikumulierungsvor­
schrift als „Kürzungsklausel" im Sinne des 
Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1408/71 qualifiziert. Die spätere Vorschrift 
sollte wegen ihrer vergleichbaren Struktur-
und Zweckbestimmung ebenso betrachtet 
werden. 

25. Diese Betrachtungsweise sollte um so 
mehr gelten, als die zu berücksichtigenden 
Zeiten bei der Rentenfeststellung grundsätz-

8 — Vgl. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes vom 20. Juli 
1990 bzw. Artikel 10 Absatz 2 Nr. 1 der Königlichen Verord­
nung Nr. 50 vom 24. Oktober 1967 in der seit dem 1. Januar 
1981 geltenden Fassung. 
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lich Gegenstand anderer Vorschriften 9 sind. 
Wenn aber die Berücksichtigung bzw. Kür­
zung fiktiver Zeiten als eine Kürzungsklausel 
im Sinne der Vorschriften zu betrachten ist, 
dann sollte es erst recht die Gewährung 
zusätzlicher Zahlungen bzw. deren Kürzung 
sein. So ist in den maßgeblichen Vorschriften 
auch von „Zusammentreffen von Leistun­
gen" 10 bzw. der „Feststellung der Leistun­
gen" 1 1 die Rede. 

26. Wenn also die Kürzung des Zuschlags 
um die von ausländischen Systemen zu 
gewährenden Leistungen als Kürzungsklau­
sel im Sinne der Verordnung Nr. 1408/71 zu 
betrachten ist, so darf diese Vorschrift wie 
Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 ausdrücklich sagt, 
bei der Rentenberechnung nach Artikel 46 
der Verordnung nicht zur Anwendung kom­
men. Diese Betrachtung gilt jedenfalls auf 
der Grundlage der Verordnung Nr. 1408/71 
in ihrer bis Ende Mai 1992 geltenden Fas­
sung. 

Zur Rechtslage unter der Geltung der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 seit dem 1. Juli 1992 

27. Die Änderung der relevanten Verordnungs­
bestimmungen erfolgte zur Konsolidierung 

der Verordnung unter Berücksichtigung und 
Systematisierung der bis dahin ergangenen 
Rechtsprechung des Gerichtshofes.12 Die 
einschlägigen Vorschriften der Verordnung 
Nr. 1408/71 in ihrer seit dem 1. Juli 1992 gel­
tenden Fassung lauten: 

Artikel 12 Absatz 2: „Ist in den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats für den Fall des 
Zusammentreffens einer Leistung mit ande­
ren Leistungen der sozialen Sicherheit oder 
mit jederlei sonstigen Einkünften vorgese­
hen, daß die Leistung gekürzt ... wird, so 
sind, sofern in dieser Verordnung nichts 
anderes bestimmt ist, diese Vorschriften 
einem Berechtigten gegenüber auch dann 
anwendbar, wenn es sich um Leistungen, die 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates erworben wurden, oder um 
Einkünfte handelt, die im Gebiet eines ande­
ren Mitgliedstaats bezogen werden." 13 

28. Es fällt auf, daß Artikel 12 Absatz 2 Satz 
2 gestrichen wurde, der die generelle Aussage 
des ersten Satzes einschränkte und die Kür­
zung ausschloß, wenn der Berechtigte Lei­
stungen gleicher Art bei Invalidität, Alter, 
Tod oder Berufskrankheit erhielt, die von 
den Trägern zweier oder mehrerer Mitglied­
staaten festgestellt worden waren. Dafür aber 
wurde die Wendung „sofern in dieser Ver­
ordnung nichts anderes bestimmt ist" neu in 
den Text aufgenommen. In diesen anderen 
Bestimmungen, wie sie z. B. in den Artikeln 
46a bis 46c der Verordnung enthalten sind, 
ist jedoch der in Artikel 12 gestrichene Pas­
sus sinngemäß enthalten und ausgeführt. Die 

9 — Vgl. Artikel 45 der Verordnung Nr. 1408/71. 
10 — Vgl. Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1408/71. 
11 — Vgl. Titel des Artikels 46 der Verordnung Nr. 1408/71. 

12 — Vgl. z. D. Urteil vom 21. Oktober 1975 in der Rechtssache 
24/75 (Petroni, Slg. 1975, 1149). 

13 — Hervorhebung durch den Verfasser. 

I - 6373 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN ALBER — RECHTSSACHE C-143/97 

speziellen Regelungen über das Zusammen­
treffen von Leistungen in Kapitel 3 der Ver­
ordnung kommen daher zur Anwendung. 

29. Artikel 46 wurde gänzlich neu gefaßt. 
Die gemeinschaftsrechtliche Antikumulie-
rungsvorschrift des Artikels 46 Absatz 3 a. F. 
wurde eliminiert. Artikel 46 Absatz 3 lautet 
nunmehr: 

„Die betreffende Person hat gegen den 
zuständigen Träger jedes beteiligten Mitglied­
staats Anspruch auf den höchsten nach den 
Absätzen 1 und 2 errechneten Betrag, wobei 
gegebenenfalls alle Kürzungs-, Ruhens- oder 
Entziehungsbestimmungen der Rechtsvor­
schriften, aufgrund deren diese Leistung 
geschuldet wird, zur Anwendung kommen. 

Ist dies der Fall, erstreckt sich der vorzu­
nehmende Vergleich auf die nach Anwen­
dung dieser Bestimmungen ermittelten 
Beträge." 

30. Ein neuer Artikel 46b über „besondere 
Vorschriften für das Zusammentreffen von 
Leistungen gleicher Art, die nach den 
Rechtsvorschriften von zwei oder mehr 

Mitgliedstaaten geschuldet werden" wurde in 
die Verordnung aufgenommen. Dieser lautet: 

„(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats vorgesehenen Kürzungs-, 
Ruhens- oder Entziehungsbestimmungen 
gelten nicht für eine nach Artikel 46 
Absatz 2 berechnete Leistung. 

(2) Die Rechtsvorschriften eines Mitglied­
staats über die Kürzung, das Ruhen 
oder die Entziehung einer Leistung dür­
fen auf eine nach Artikel 46 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer i berechnete Leistung 
nur dann angewandt werden, wenn es 
sich 

a) um eine Leistung handelt, deren 
Höhe von der Dauer der zurückge­
legten Versicherungs- oder Wohn­
zeiten unabhängig ist und die in 
Anhang IV Teil D aufgeführt ist, 

oder 

b) um eine Leistung handelt, deren 
Höhe aufgrund einer fiktiven Zeit 
bestimmt wird,..." 
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31. Es stellt sich nunmehr die Frage, ob die 
geänderte Rechtslage eine andere 
gemeinschaftsrechtliche Beurteilung der 
mitgliedstaatlichen Kürzungsvorschrift 
gebietet. 

32. Insofern als Rentenleistungen ausländi­
scher Systeme bei der Feststellung der 
Rcntenleistung nach innerstaatlichem Recht 
in Abzug gebracht werden sollen, handelt es 
sich um eine externe Antikumulierungsvor-
schrift. Ihren Charakter als Kürzungsbestim­
mung hat die mitgliedstaatliche Vorschrift 
durch die Änderung der Verordnung Nr. 
1408/71 jedenfalls nicht eingebüßt. An ihrer 
Natur als externe Antikumulierungsvor-
schrift ändert sich auch nichts dadurch, daß 
sie eingebettet ist in eine interne Antikumu-
lierungsvorschrift, die gemäß Artikel 46 
Absatz 3 sowohl bei der Berechnung einer 
autonomen Leistung im Sinne des Artikels 
46 Absatz 1 Buchstabe a Untcrabsatz i der 
Verordnung Nr. 1408/71 als auch einer auf 
Gemeinschaftsrecht beruhenden proratisier-
ten Leistung im Sinne des Artikels 46 Absatz 
2 der Verordnung zur Anwendung gebracht 
werden kann. 

33. Es muß also davon ausgegangen wer­
den, daß es sich bei der in Rede stehenden 
mitgliedstaatlichen Vorschrift um eine Kür­
zungsbestimmung im Sinne der Verordnung 
Nr. 1408/71 handelt. Daraus folgt deren 
Anwendung nach den in der Verordnung 
aufgestellten Regeln. 

34. Artikel 12 Absatz 2 stellt den Grundsatz 
der Anwendbarkeit mitgliedstaatlicher auch 
externer Antikumulicrungsvorschriften auf, 

„sofern in dieser Verordnung nichts anderes 
bestimmt ist". Derartige andere Bestimmun­
gen ergeben sich jedoch aus den speziellen 
Vorschriften in Kapitel 3 der Verordnung 
über Renten. Die in diesem Rahmen gelten­
den allgemeinen Vorschriften „über die nach 
den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf Leistungen bei Invalidität, Alter oder 
Tod anzuwendenden Kürzungs-, Ruhens-
oder Entziehungsbestimmungen" finden sich 
in Artikel 46a der Verordnung. 

35. Artikel 46a Absatz 3 Buchstabe a besagt: 

„Die nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats erworbenen Leistun­
gen oder in einem anderen Mitgliedstaat 
erzielten Einkünfte werden nur berücksich­
tigt, wenn die Rechtsvorschriften des ersten 
Mitgliedstaats die Berücksichtigung solcher 
im Ausland erworbenen Leistungen oder 
dort erzielter Einkünfte vorsehen." 

36. Die dieser Vorschrift vorgehende Rege­
lung für das Zusammentreffen von Leistun­
gen gleicher Art, die nach den Rechtsvor­
schriften von mindestens zwei Mitgliedstaaten 
geschuldet werden, enthält Artikel 46b. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich bei den 
Rentenleistungen Belgiens, Italiens und 
Deutschlands unzweifelhaft um „Leistungen 
gleicher Art", die Artikel 46a Absatz 1 
definiert als „Leistungen bei Invalidität, 
Alter oder für Hinterbliebene, die auf 
der Grundlage der von ein und derselben 
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Person zurückgelegten Versicherungs­
und/oder Wohnzeiten berechnet oder 
gewährt wurden". Artikel 46b Absatz 1 
schließt die Anwendung mitgliedstaatlicher 
Kürzungsbestimmungen bei der gemeinschafts­
rechtlich nach Artikel 46 Absatz 2 berechneten 
proratisierten Rente gänzlich aus. 

37. Die Kommission geht von der Anwend­
barkeit dieser Vorschrift auf den vorliegen­
den Fall aus, worauf sie das von ihr vertre­
tene Ergebnis der Unanwendbarkeit der 
mitgliedstaatlichen Kürzungsvorschriften stützt. 

38. Im vorliegenden Kontext dürften wir 
uns jedoch im Rahmen der Berechnung einer 
autonomen Leistung nach Artikel 46 Absatz 
1 Buchstabe a Unterabsatz i bewegen, da die 
26 von dem mitgliedstaatlichen Träger 
berücksichtigten Beschäftigungsjahre allein 
unter der Geltung der belgischen Rechts­
ordnung abgeleistet wurden. Unter Zugrun­
delegung dieser Prämisse käme Artikel 46b 
Absatz 2 zum Zuge, der Kürzungs-, Ruhens-
oder Entziehungsbestimmungen gemäß 
Buchstabe a der Regelung nur unter ganz 
bestimmten Voraussetzungen zur Anwen­
dung kommen läßt. Diese sind zum einen 
die Unabhängigkeit der Höhe der Lei­
stung von der Dauer der zurückgelegten 
Versicherungs- oder Wohnzeiten und ihre 
Erwähnung in Anhang IV Teil D der Ver­
ordnung. Beide Voraussetzungen sind im 
vorliegenden Fall nicht erfüllt, so daß die in 
Rede stehende Kürzungsklausel außer 
Anwendung bleiben muß. 

39. Das Ergebnis wäre also mit dem von der 
Kommission vertretenen identisch, so daß 
hier letztlich nicht geklärt zu werden 
braucht, ob es sich im Ausgangsrechtsstreit 
um einen Fall von Artikel 46b Absatz 1 oder 
Absatz 2 handelt. 

40. Das Ergebnis erscheint auch sachgerecht. 
Zwar ist es rein theoretisch denkbar, daß ein 
Wanderarbeitnehmer bei der Berechnung der 
Rentenleistung nach belgischem Recht gege­
benenfalls etwas günstiger steht als ein 
Arbeitnehmer, der seine Erwerbslaufbahn 
ausschließlich unter der Herrschaft der 
belgischen Rechtsordnung zurückgelegt 
hat. Darin ist jedoch keine Bevorzugung 
zu erblicken, denn auch ein Wander­
arbeitnehmer belgischer Staatsangehörigkeit 
würde in den Genuß der gemeinschafts­
rechtlichen Vorschriften über die Anwend­
barkeit mitgliedstaatlicher Kürzungsregeln 
kommen. Außerdem handelt es sich bei der 
Berechnung der Leistung nach belgischem 
Recht um einen Schritt bei der gemein­
schaftsrechtlichen Berechnung der einem 
Wanderarbeitnehmer zustehenden Rente. 
Wie das Endergebnis nach Durchführung 
aller Berechnungsschritte unter Anwendung 
des in Kapitel 3 der Verordnung festgelegten 
komplexen Systems ausfällt, ist hier nicht 
Gegenstand des Verfahrens. 

41. Fest steht, daß der Gemeinschafts­
gesetzgeber bei der Überarbeitung der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 u. a. durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1248/92 14 einen klar 

14 — Verordnung (EWG) Nr. 1248/92 des Rates vom 30. April 
1992 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeit­
nehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 über die Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (ABl. L 136, S. 7 ff.). 
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definierten Rahmen für die Anwendbarkeit 
mitgliedstaatlicher Antikumulierungsregelun-
gen bei der gemeinschaftsrechtlichen Renten­
berechnung schaffen wollte und in diesem 
Zuge den im vorliegenden Fall maßgeblichen 
Artikel 46b in die Verordnung aufgenommen 
hat. Er wahrt dabei ausdrücklich die Konti­
nuität der Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes. 

42. Die der Verordnungsänderung zugrunde 
liegenden Überlegungen sind in den Erwä­
gungsgründen niedergelegt. So heißt es im 
15. Erwägungsgrund: „Entsprechend der 
kontinuierlichen Rechtsprechung des Gerichts­
hofes ist der Rat nicht befugt, Regeln zu 
erlassen, mit denen das Zusammentreffen 
von zwei oder mehr Renten, die in verschie­
denen Mitgliedstaaten erworben wurden, 
durch die Kürzung einer allein nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats erwor­
benen Rente begrenzt wird. Dem Gerichts­
hof zufolge liegt diese Zuständigkeit beim 
nationalen Gesetzgeber, wobei der gemein­
schaftliche Gesetzgeber die Grenzen festzule­
gen hat, innerhalb deren die nationalen 
Vorschriften über die Kürzung, das Ruhen 
oder die Entziehung Anwendung finden 
können. ..." 15 

Im 16. und 17. Erwägungsgrund heißt es 
weiter: „Zum Schutz der wandernden 
Erwerbspersonen und ihrer Hinterbliebenen 
gegen eine allzu strikte Anwendung der 
einzelstaatlichen Kürzungs-, Ruhens- oder 
Entziehungsvorschriften ist es erforderlich, 
in die Verordnung ... eine Bestimmung auf­
zunehmen, in der die Anwendung dieser 
Vorschriften streng geregelt ist. 

Aus den gleichen Gründen ist... eine Bestim­
mung einzufügen, die bei Zusammentreffen 
von Leistungen gleicher Art die Anwendung 
dieser Vorschriften nur bei bestimmten 
Leistungstypen und in besonders gelagerten 
Fällen gestattet." 16 

Im 18. Erwägungsgrund heißt es schließlich: 
„In den Anhang IV Teil D sind die Leistungs­
typen einzutragen, auf die diese Vorschriften 
bei Zusammentreffen von Leistungen glei­
cher Art angewandt werden können." 

43. Die so vom Gemeinschaftsgesetzgeber 
erlassenen Vorschriften stehen nicht zur Dis­
position. 

44. Schließlich ist auf den Vortrag des ONP 
in der mündlichen Verhandlung einzugehen, 
dem zufolge Artikel 50 der Verordnung ein­
schlägig sei. 

45. Artikel 50 regelt die „Gewährung einer 
Zulage, wenn die Summe der nach den 
Rechtsvorschriften der einzelnen Mitglied­
staaten geschuldeten Leistungen nicht den 
Mindestbetrag erreicht, der in den Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats vorgesehen 
ist, in dessen Gebiet der Empfänger wohnt." 

15 — Hervorhebung durch den Verfasser. 16 — Hervorhebung durch den Verfasser. 
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Die Vorschrift lautet: „Der Empfänger von 
Leistungen nach diesem Kapitel darf in dem 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet er 
wohnt und nach dessen Rechtsvorschriften 
ihm eine Leistung zusteht, keinen niedrige­
ren Leistungsbetrag als die Mindestleistung 
erhalten, die nach den Rechtsvorschriften 
dieses Mitgliedstaats für eine Versicherungs­
oder Wohnzelt vorgesehen ist, welche den 
Zeiten insgesamt entspricht, die bei der Fest­
stellung seiner Leistung gemäß den vorste­
henden Artikeln angerechnet wurden. Der 
zuständige Träger dieses Staates zahlt dem 
Betreffenden gegebenenfalls während der 
gesamten Zeit, in der er im Hoheitsgebiet 
dieses Staates wohnt, eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen der 
Summe der nach diesem Kapitel geschulde­
ten Leistung und dem Betrag der Mindestlei­
stung." 

46. Das O N P stützt sich auf das Urteil in 
der Rechtssache C-22/81 17 (Browning) um 
zu begründen, daß es sich bei der Zulage für 
Bergarbeiter nach mitgliedstaatlichem Recht 
um eine Zulage im Sinne des Artikels 50 
handele, weshalb die nach den Systemen 
anderer Mitgliedstaaten geschuldeten Lei­
stungen zur Berechnung der Zulage notwen­
dig heranzuziehen seien. 

47. Der Einschätzung des O N P kann wohl 
aus mehreren Gründen nicht gefolgt werden. 
Zum einen handelt es sich nicht um eine 
„Mindestleistung" im Sinne der Vorschrift. 
Eine solche definiert der Gerichtshof in dem 

Urteil in der Rechtssache Browning als eine 
„spezifische Garantie ..., die den Empfängern 
von Leistungen der sozialen Sicherheit ein 
Mindesteinkommen sichern soll, das über 
dem Betrag der Leistungen liegt, die sie allein 
aufgrund ihrer Versicherungszeiten und Bei­
träge verlangen könnten." Die in Rede ste­
hende Zulage belgischen Rechts bewirkt 
hingegen eine unter streng definierten Vor­
aussetzungen gewährte Besserstellung eines 
bestimmten Personenkreises in der Form der 
Aufstockung der erdienten Rente auf eine 
volle Leistung. Diese Leistung wird gerade 
nicht auf die tatsächliche Versicherungszeit 
bezogen. 

48. Auch der Hinweis des Vertreters des 
ONP auf die Schlußanträge des General­
anwalts Sir Gordon Slynn zwingt nicht zu 
einer anderen Betrachtungsweise. Zwar ist es 
richtig, daß der Generalanwalt ausgeführt 
hat: „Die Mindestleistung braucht in den 
Vorschriften nicht unbedingt als eine 
bestimmte Geldsumme ausgewiesen zu sein. 
Sie kann ein Betrag sein, der sich anhand 
einer Formel errechnen läßt." Setzt man die­
ses Zitat jedoch in seinen Kontext, so 
erkennt man, daß der Generalanwalt fort­
fährt: „Sie darf jedoch nicht von anderen als 
den ... genannten Bedingungen abhängen", 
wobei er diese Bedingungen beschreibt als 
„die Zurücklegung der Versicherungszeit". 18 

49. Die für Bergarbeiter geltende belgische 
Rentenregelung ist daher nicht als die 

17 — Urteil vom 17. Dezember 1981 in der Rechtssache 22/81 
(Norman Ivor Browning, Slg. 1981, 3357). 

18 — Schlußanträge in der Rechtssache 22/81 (zitiert in Fußnote 
17, S. 3377 f.). 
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Gewährung einer „Mindestleistung" zu betrach­
ten. 

50. Auch aus einem anderen Grunde 
kommt Artikel 50 der Verordnung Nr. 
1408/71 nicht zur Anwendung. Artikel 50 

setzt notwendig die gemeinschaftsrechtliche 
Feststellung der Rentenleistungen im Sinne 
des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung 
voraus.19 Wie bereits im Hinblick auf Arti­
kel 46b erwähnt, geht es im vorliegenden Fall 
jedoch um die Berechnung einer autonomen 
Leistung allein auf der Grundlage der unter 
dem belgischen System zurückgelegten 
Beschäftigungszeiten. 

C — Ergebnis 

51. Als Ergebnis vorstehender Überlegungen ist die vorgelegte Frage zu bejahen. 
Das Vorabentscheidungsersuchen ist daher wie folgt zu beantworten: 

„Der Begriff der Kürzungsbestimmung in den Artikeln 12 Absatz 2, 46 Absatz 3 
und 46b der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates ist so auszulegen, daß er 
eine Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaats umfaßt, die vorsieht, daß der Betrag der 
Altersrente eines Arbeitnehmers, der während weniger als 30, jedoch mindestens 25 
Kalenderjahren regelmäßig und hauptsächlich beschäftigt gewesen ist, um eine 
Zulage erhöht wird, und die bestimmt, daß diese Zulage der Differenz zwischen 
dem Betrag der Altersrente, die der Arbeitnehmer beziehen würde, wenn er tatsäch­
lich 30 Jahre beschäftigt gewesen wäre, und dem Gesamtbetrag der Altersrenten 
entspricht, die er nach einer nationalen Regelung oder nach einer Regelung eines 
anderen Mitgliedstaats beanspruchen kann." 

19 — Vgl. den Wortlaut des Artikels 50: „... Versichcrungs- oder 
Wohnzeit ... welche den Zeiten insgesamt entspricht, ..." 
(Hervorhebung durch den Verfasser); vgl. auch Artikel 46 
Absatz 2 und 45 der Verordnung. 
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